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AuÃ�ergerichtliche Kosten sind fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu
erstatten. 

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand

Â 

Streitig zwischen den Beteiligten ist ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Feststellung
weiterer Folgen sowie auf GewÃ¤hrung einer Verletztenrente aufgrund eines
Arbeitsunfalls aus dem Jahr 2010.

Â 

Der im Jahr 1987 geborene KlÃ¤ger verunfallte am 13. April 2010 im Rahmen seiner
versicherten TÃ¤tigkeit als Vertragsamateur-FuÃ�ballspieler, als es bei einem
FuÃ�ballspiel im Zweikampf zum Zusammenprall mit einem Gegenspieler kam und
der KlÃ¤ger einen Pressschlag von vorn gegen das rechte Knie erlitt. Aufgrund
anhaltender Beschwerden erfolgte die erstmalige Ã¤rztliche Vorstellung am 20.
April 2010 bei dem OrthopÃ¤den Dr. Â W. Bei Verdacht auf einen
Kniebinnenschaden erfolgte am gleichen Tag eine MRT-Diagnostik mit Nachweis
eines frischen traumatischen retropatellaren Knorpelschadens mit Knorpelflake.
Daraufhin erfolgte am 10. Mai 2010 eine ambulante Arthroskopie des rechten
Kniegelenks mit Flakeentfernung und KnorpelglÃ¤ttung bei bestehender
retropatellarer Chondromalazie III. Grades. Es schlossen sich intraartikulÃ¤re
Behandlungen mittels HyaluronsÃ¤ure sowie ambulante Physiotherapie an. Ab dem
10. August 2010 konnte der KlÃ¤ger wieder seinem Hauptberuf nachgehen. Eine
ArbeitsfÃ¤higkeit in seiner TÃ¤tigkeit als AmateurfuÃ�baller erreichte der KlÃ¤ger
zum 10.Â Oktober 2010. 

Â 

Im Rahmen seiner TÃ¤tigkeit als FuÃ�ballspieler hatte der KlÃ¤ger weitere, bei der
Beklagten versicherte ArbeitsunfÃ¤lle erlitten, fÃ¼r die nach Ã¤rztlicher
Begutachtung im September 2011 jeweils die HÃ¶he der Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) wie folgend festgestellt worden war: Unfall vom 17.
Dezember 2008 (Zustand nach Prellung des rechten oberen Sprunggelenks mit
Distorsion, MdE unter 10 vom Hundert ), 20. Mai 2009 (Zustand nach
Schulterluxation links mit intraartikulÃ¤rer Verletzung, MdE 10 v.H.), 11. Oktober
2010 (Schulterprellung links, MdE unter 10 v.H.), 04. Februar 2011 (Distorsion des
rechten OSG, MdE unter 10 v.H.) sowie vom 13. MÃ¤rz 2011 (komplexer
Kniebinnenschaden links, MdE 20 v.H. auf unbestimmte Zeit, vgl. Bescheid vom
08.Â Januar 2014).
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Â 

Im ersten im Unfallkrankenhaus B (UKB) von Prof. Dr. E (unter Mitwirkung der
OberÃ¤rztin Dr. S und der AssistenzÃ¤rztin H) erstellten Rentengutachten vom 14.
September 2011 wurde hinsichtlich des Unfalls vom 13.Â April 2010 die MdE mit 10
v.H. eingeschÃ¤tzt. Dabei wurden als Unfallfolgen ein direktes Anpralltrauma der
rechten Kniescheibe, das zu einem Flake der Trochlea fÃ¼hrte mit der
Notwendigkeit einer Arthroskopie zur Entfernung des Flakes, sowie eine
retropatellare Chondromalazie III. Grades beschrieben. 

Â 

Mit bestandskrÃ¤ftigem Bescheid vom 03. April 2012 gewÃ¤hrte die Beklagte dem
KlÃ¤ger wegen der Folgen des versicherten Unfalls vom 13. April 2010 ab dem
10.Â August 2010, dem Tag nach Ende des Verletztengeldanspruchs, eine Rente als
vorlÃ¤ufige EntschÃ¤digung nach einer MdE von 10 v.H.. Als Folgen des
Versicherungsfalls wurden anerkannt: leichte BewegungseinschrÃ¤nkung beim
Strecken und Beugen des rechten Kniegelenks infolge arthroskopisch entferntem
Flake der Trochlea sowie Chondromalazie III. Grades nach Kontusion des rechten
Kniegelenks.

Â 

Zur erstmaligen Feststellung einer Rente auf unbestimmte Zeit gab die Beklagte
nach Gutachterwahl durch den KlÃ¤ger bei Prof. Dr. E vom UKB ein zweites
Rentengutachten in Auftrag, welches dieser (unter Mitwirkung der OberÃ¤rztin Dr. S
und der AssistenzÃ¤rztin E) nach Untersuchung des KlÃ¤gers am 01.Â November
2012 erstellte. Dabei zeigte sich als Folge des Unfalls vom 13. April 2010 ein
Zustand nach direktem Anpralltrauma des rechten Kniegelenks mit retropatellarer
Chondromalazie III. Grades bei freier Funktion. In der Untersuchung fand sich am
rechten Kniegelenk kein krankhafter Befund, es wurde lediglich ein Druckschmerz
Ã¼ber dem Innenband festgestellt. Das BewegungsausmaÃ� fÃ¼r Streckung und
Beugung betrug rechts und links 0/0/140Â°. Aktuell und auf Dauer wurde die MdE
auf unfallchirurgischem Fachgebiet in Bezug auf den Unfall vom 13.Â April 2010 mit
unter 10 v.H. bewertet. UnfallunabhÃ¤ngig bestehe ein Zustand nach Distorsion des
rechten und des linken OSG, Schulterluxation links, Innenmeniskusteilresektion
rechtes Kniegelenk 2004 und nach komplexem Kniebinnenschaden links. 

Â 

Nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers entzog die Beklagte mit bestandskrÃ¤ftigem
Bescheid vom 19. Dezember 2012 dem KlÃ¤ger mit Ablauf des Monats Dezember
2012 die bisher als vorlÃ¤ufige EntschÃ¤digung gewÃ¤hrte Rente und lehnte einen
Anspruch auf Rente fÃ¼r unbestimmte Zeit ab. Als Folge des Versicherungsfalls
bestehe noch ein Zustand nach direktem Anpralltrauma des rechten Kniegelenks
mit retropatellarer Chondromalazie III. Grades bei freier Funktion. Hierdurch werde
die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers nicht um wenigstens 10 v.H. gemindert. Nicht
als Folgen des Unfalls vom 13. April 2010 anerkannt wÃ¼rden: Zustand nach
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Distorsion des rechten und linken OSG, Schulterluxation links, Zustand nach
Innenmeniskusteilresektion des rechten Kniegelenks, komplexer Binnenschaden des
linken Kniegelenks (Folgen des Versicherungsfalls vom 20. Mai 2009 und des
weiteren Versicherungsfalls vom 13.Â MÃ¤rz 2011).

Â 

Mit Schreiben vom 16. Oktober 2017 beantragte der KlÃ¤ger Ã¼ber seinen
BevollmÃ¤chtigten bei der Beklagten die Feststellung sÃ¤mtlicher KÃ¶rperschÃ¤den
aus dem Arbeitsunfall vom 13. April 2010 sowie die erneute Zahlung einer
Verletztenteilrente ab dem frÃ¼hestmÃ¶glichen Zeitpunkt. Die mit Bescheid vom
03.Â April 2012 anerkannten SchÃ¤den hÃ¤tten sich in den letzten Jahren
progredient entwickelt und inzwischen ein MaÃ� erreicht, das zur erneuten
GewÃ¤hrung einer Verletztenteilrente berechtige. Zur weiteren BegrÃ¼ndung
reichte der KlÃ¤ger einen Arztbrief seines behandelnden Arztes Dr.Â Ze vom 24.
August 2017 sowie den Befund der MRT-Untersuchung des rechten Kniegelenks von
Dipl.-Med. H vom gleichen Tage zur Verwaltungsakte. 

Â 

Die Beklagte gab daraufhin am 30. November 2017 bei dem von dem KlÃ¤ger
ausgewÃ¤hlten Gutachter Prof. Dr. E vom UKB ein Rentengutachten zur
NachprÃ¼fung der HÃ¶he der MdE in Auftrag. Der KlÃ¤ger wurde am 22. Januar
2018 im UKB untersucht. Das am 07. Februar 2018 erstellte Gutachten weist als
persÃ¶nlich untersuchende Ã�rzte die Leitende OberÃ¤rztin Prof. Dr. S und den
Facharzt Dr. M aus, wÃ¤hrend Prof. Dr. E mit dem Zusatz unterzeichnet hatte
â��einverstanden aufgrund eigener Urteilsbildungâ��. Im Ergebnis des Gutachtens
wurden als Folgen des Unfalls vom 13. April 2010 benannt: ein stattgehabtes
direktes Anpralltrauma des rechten Kniegelenks mit daraus resultierendem Flake
Fracture retropatellar und Notwendigkeit der arthroskopischen Entfernung des
Flakes, daraus resultierende Chondromalazie IV. Grades der retropatellaren
GelenkflÃ¤che rechts sowie der Trochlea femoris, eine endgradige
BewegungseinschrÃ¤nkung fÃ¼r die Beugung im rechten Kniegelenk sowie
verbliebene NarbenverhÃ¤ltnisse aufgrund der durchgefÃ¼hrten Arthroskopie. Die
MdE aufgrund der genannten Unfallfolgen wurde mit weniger als 10 v.H. bewertet.
Klinisch sei es zu einer geringgradigen Verschlechterung des BewegungsausmaÃ�es
im rechten Kniegelenk im Vergleich zur Voruntersuchung gekommen
(Streckung/Beugung: rechts und links 0/0/130Â°). Diese sei jedoch funktionell nicht
maÃ�geblich. 

Â 

Mit Bescheid vom 28. MÃ¤rz 2018 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer
Verletztenrente wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 13. April 2010 ab. Es liege
wegen der Folgen des Arbeitsunfalls nach wie vor keine rentenberechtigende MdE
vor. Ihre Entscheidung zu den Folgen des Arbeitsunfalls und zur HÃ¶he der MdE
stÃ¼tzte die Beklagte auf das Gutachten von Prof. Dr. E, Prof. Dr. S sowie Dr. M
(UKB) vom 07. Februar 2018. Im Vergleich zu den im Bescheid vom 19.Â Dezember
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2012 getroffenen Feststellungen habe sich keine wesentliche Ã�nderung ergeben.
Im Rahmen der aktuellen Begutachtung sei im Vergleich zur maÃ�geblichen
Voruntersuchung eine geringgradige klinische Verschlechterung festgestellt
worden. Diese sei jedoch als funktionell nicht maÃ�geblich eingeschÃ¤tzt worden,
mit der Folge, dass die MdE weiterhin im nicht messbaren Bereich bewertet werde.

Â 

Hiergegen legte der KlÃ¤ger Ã¼ber seinen BevollmÃ¤chtigten mit am 05. April
2018 bei der Beklagten eingegangenem Schreiben Widerspruch ein. Er habe sowohl
einen Anspruch auf Feststellung weiterer Folgen des Arbeitsunfalls als auch auf
Zahlung einer VerletztenteiIrente nach einer MdE von wenigstens 30 v.H.. Das von
Prof. Dr. E erstattete Gutachten kÃ¶nne schon deshalb nicht Ã¼berzeugen, weil der
von ihm gemÃ¤Ã� Â§ 200 Abs. 2 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII)
ausgewÃ¤hlte SachverstÃ¤ndige das Gutachten nicht persÃ¶nlich erstellt habe.
Jedenfalls seien weder Prof. Dr. E noch Prof. Dr. S bei der Untersuchung anwesend
gewesen. Diese habe nahezu ausschlieÃ�lich Dr. M durchgefÃ¼hrt. Im Ã�brigen
habe Dr.Â M seine â�� des KlÃ¤gers â�� Schmerzsymptomatik im Bereich des
rechten Kniegelenks und deren Auswirkungen auf die StabilitÃ¤t, Belastbarkeit und
Beweglichkeit nicht hinreichend beachtet. 

Â 

Die Beklagte wies den Widerspruch des KlÃ¤gers mit Widerspruchsbescheid vom
13.Â Juni 2018 zurÃ¼ck. Nach nochmaliger Ã�berprÃ¼fung seien die Einwendungen
des KlÃ¤gers nicht geeignet, zu einer anderen Auffassung zu gelangen. Die
Beurteilung der MdE in der gesetzlichen Unfallversicherung richte sich nach objektiv
messbaren FunktionseinschrÃ¤nkungen. SchmerzzustÃ¤nde oder InstabilitÃ¤ten,
die die FunktionsÂfÃ¤higkeit beeinflussten, wÃ¼rden dabei berÃ¼cksichtigt. Das
Gutachten selbst sei mit Blick auf die Einwendungen des KlÃ¤gers in sich
schlÃ¼ssig und Ã¼berzeugend. Die objektiv festgestellte leichte Verschlimmerung
der Unfallfolgen sei erkannt und erfasst worden, bedinge jedoch in Anwendung der
im Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung geltenden Erfahrungswerte im
Ergebnis noch keine wirtschaftlich messbare MdE. Aus den Untersuchungsbefunden
gehe hervor, dass der gesamte KÃ¶rper untersucht und die vorgetragenen
Beschwerden sowie festgestellten EinschrÃ¤nkungen berÃ¼cksichtigt worden seien.
Es bleibe zurzeit unerheblich, dass auf der Gegenseite des Beins eine
KnieinstabilitÃ¤t bestehe, die bereits mit einer Verletztenrente entschÃ¤digt werde.
Die aktuellen Befunde zeigten, dass die auf den Versicherungsfall vom 13. April
2010 zu beziehende Behinderung derzeit keine MdE in wirtschaftlich messbarem
Grad verursache. Auch der Einwand, nicht von Prof. Dr. E persÃ¶nlich untersucht
worden zu sein, fÃ¼hre zu keinem anderen Ergebnis. Werde ein Gutachtenauftrag
einer Klinikdirektorin oder einem Klinikdirektor bzw. ChefÃ¤rztin oder Chefarzt
erteilt, sei es mit der Pflicht zur persÃ¶nlichen Gutachtenerstellung vereinbar, wenn
die Gutachterin oder der Gutachter einen Teil des Auftrags an qualifiziertes
technisches oder medizinisches Hilfspersonal Ã¼bertrage. Das Gutachten sei mit
einer eigenverantwortlichen Schlussbeurteilung einschlieÃ�lich der Auswertung der
erhobenen Untersuchungsbefunde durch den beauftragten Gutachter
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abzuschlieÃ�en und zu unterzeichnen. Das der Entscheidung zugrunde liegende
Gutachten sei durch Prof. Dr. E geprÃ¼ft und gegengezeichnet worden, womit die
Leitlinien zur Gutachterauswahl und Begutachtung eingehalten worden seien.

Â 

Am 20. Juni 2018 hat der KlÃ¤ger Ã¼ber seinen BevollmÃ¤chtigten Klage vor dem
Sozialgericht (SG) Berlin erhoben. Er hat die Verurteilung der Beklagten zur
GewÃ¤hrung einer Verletztenrente und Feststellung eines chronischen
Schmerzsyndroms als weitere Unfallfolge begehrt und dies im Wesentlichen mit den
Argumenten aus dem Widerspruchsverfahren begrÃ¼ndet.

Â 

Das SG hat gemÃ¤Ã� Â§ 106 Abs. 3 Nr. 5 und Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
Beweis erhoben und bei dem Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie Dr.
med. D T ein auf einer ambulanten Untersuchung des KlÃ¤gers vom 07. Januar 2019
beruhendes und am 14. Januar 2019 erstelltes SachverstÃ¤ndigengutachten
eingeholt. Dr. T hat bei einem flÃ¼ssigen, sicheren Gangbild und stabilen BÃ¤ndern
als krankhaften Befund lediglich eine retropatellare Krepitation und ein diskret
positives Zohlen-Zeichen finden kÃ¶nnen. Die Kniegelenksbeweglichkeit hat er fÃ¼r
Streckung/Beugung sowohl rechts als auch links mit 0/0/130Â° festgestellt. Der
KlÃ¤ger hat bei der Untersuchung angegeben, seit 2017 stÃ¤rkere Schmerzen im
Kniegelenk bei starker Belastung zu spÃ¼ren; zur Schmerzlinderung nehme er ca.
10 bis 20 mal pro Jahr Ibuprofen 400 ein. Als Folgen des Unfalls vom 13. April 2010
hat Dr. T eine Knorpelverletzung an der korrespondierenden GelenkflÃ¤che der
rechten Kniescheibe festgehalten. Die MdE belaufe sich auf weniger als 10 v.H..

Â 

Im Hinblick auf die vom KlÃ¤ger gegen das Gutachten vorgebrachten
EinwÃ¤nde ist der SachverstÃ¤ndige Dr. T in seiner vom SG eingeholten
ergÃ¤nzenden gutachterlichen Stellungnahme vom 04. MÃ¤rz 2019 bei seiner
Bewertung der Unfallfolgen und der MdE geblieben.

Â 

Auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG hat das SG ein weiteres Gutachten
auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet bei der FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die A S, Gelenk-
und WirbelsÃ¤ulenzentrum B, eingeholt. Die SachverstÃ¤ndige hat den KlÃ¤ger am
29. Juli 2019 untersucht und ihr Gutachten am 15. August 2019 verfasst. Bei der
Untersuchung hat der KlÃ¤ger angegeben, Ibuprofen 400 bedarfsweise wegen der
Schmerzen an der linken Schulter und im Nackenbereich zu nehmen, nicht jedoch
wegen der Beschwerden an den Kniegelenken. Die Kniegelenksbeweglichkeit hat
die SachverstÃ¤ndige fÃ¼r Streckung/Beugung fÃ¼r rechts mit 2/0/130Â° (aktiv)
bzw. 2/0/140Â° (passiv) und links mit 5/0/130Â° (aktiv) bzw. 5/0/140Â° (passiv)
festgestellt. Das Gangbild sei mÃ¤Ã�ig raumgreifend und flÃ¼ssig. Die
Oberschenkelmuskulatur sei beidseits verschmÃ¤chtigt, wobei der Umfang rechts
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eine Differenz von max. -2 cm aufweise. Am rechten Kniegelenk finde sich eine
extraartikulÃ¤re Schwellung mit einer Umfangsdifferenz von +1 cm. Es zeige sich
eine diskrete HypomobilitÃ¤t der rechten Kniescheibe und eine retropatellare
Krepitation; das Zohlen-Zeichen sei negativ. Die SachverstÃ¤ndige S hat die Folgen
des Unfalls vom 13. April 2010 wie folgt benannt: Anpralltrauma des rechten
Kniegelenks mit traumatischer Knorpelverletzung retropatellar und im Bereich der
Trochlea, Arthroskopie des rechten Kniegelenks am 10.Â Mai 2010 mit der
Entfernung einer Flake Fracture an der Trochlea, progrediente Chondromalazie
retropatellar und im Bereich der Trochlea im MRT vom 24. August 2017. Die
unfallbedingte MdE sei mit weniger als 10 v.H. zu bewerten.

Â 

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung des SG am 08. Januar 2020 hat die
Beklagte als Folgen des Arbeitsunfalls vom 13. April 2010 anerkannt: Zustand nach
arthroskopischer Entfernung einer Flake Fracture retropatellar mit KnorpelglÃ¤ttung
im rechten Kniegelenk, progrediente Chondromalazie IV. Grades retropatellar und
im Bereich der Trochlea des rechten Kniegelenks seit Feststellung im MRT vom
24.Â August 2017, endgradige BewegungseinschrÃ¤nkung fÃ¼r die Beugung. Der
KlÃ¤ger hat das Teilanerkenntnis angenommen.

Â 

Das SG hat die Klage durch Urteil vom 08. Januar 2020 abgewiesen. Die Klage sei
zulÃ¤ssig; hinsichtlich des Feststellungsantrags ergebe sich dies aus Â§ 55 Abs. 1
Nr. 3 SGG. Sie sei jedoch unbegrÃ¼ndet. Der Bescheid der Beklagten vom 28.
MÃ¤rz 2018 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 13. Juni 2018 sei â��
nach Abgabe des Teilanerkenntnisses durch die Beklagte im Termin zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung â�� rechtmÃ¤Ã�ig und verletze den KlÃ¤ger nicht in
seinen Rechten. In den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim
Erlass des Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung vom 19. Dezember 2012 vorgelegen
haben, sei keine wesentliche Ã�nderung eingetreten, so dass er nicht mit Wirkung
fÃ¼r die Zukunft aufzuheben sei (vgl. Â§ 48 Absatz 1 Satz 1 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch ). Der KlÃ¤ger habe gegenÃ¼ber der Beklagten weder Anspruch
auf Feststellung eines chronischen Schmerzsyndroms als weitere Unfallfolge noch
gemÃ¤Ã� Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 SGB VII auf GewÃ¤hrung einer (StÃ¼tz-)Rente wegen
der Folgen des Arbeitsunfalls vom 13.Â April 2010.

Zur Ã�berzeugung der Kammer lasse sich beim KlÃ¤ger ein chronisches
Schmerzsyndrom als weitere Folge des Arbeitsunfalls vom 13. April 2010 nicht
feststellen. Die nachgewiesenen bzw. festgestellten Unfallfolgen begrÃ¼ndeten
keine MdE von mindestens 10 v.H.. Die Kammer stÃ¼tze sich bei dieser Beurteilung
des Sachverhalts auf das auf einer umfassenden Erhebung der Befunde und einer
sorgfÃ¤ltigen Untersuchung des KlÃ¤gers beruhende, nach wissenschaftlichen
MaÃ�stÃ¤ben erstellte, in sich schlÃ¼ssige und nachvollziehbare und damit
Ã¼berzeugende Gutachten des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie
Dr. T vom 14. Januar 2019 in Verbindung mit der ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom
04. MÃ¤rz 2019 sowie auf das auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG bei
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der FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die S eingeholte Gutachten vom 15.Â August 2019,
das gleichfalls fÃ¼r schlÃ¼ssig, eingehend begrÃ¼ndet und Ã¼berzeugend
erachtet werde.

Der SachverstÃ¤ndige Dr. T habe beim KlÃ¤ger bedingt durch das Unfallereignis
vom 13. April 2010 im Sinne der erstmaligen Entstehung lediglich eine
Knorpelverletzung an der korrespondierenden GelenkflÃ¤che der Kniescheibe
feststellen kÃ¶nnen. Diese Verletzung sei keinesfalls gravierend und
hÃ¶chstwahrscheinlich durch ein direktes Trauma im Sinne eines direkten Schlags
bzw. einer Prellung hervorgerufen. Am rechten Kniegelenk bestehe keine
EinschrÃ¤nkung der Beweglichkeit, sondern lediglich eine leichte Minderung der
Belastbarkeit. Die unfallbedingte MdE belaufe sich aufgrund der Verletzung am
rechten Kniegelenk auf weniger als 10 v.H.. Objektive klinische Parameter, die eine
MdE in HÃ¶he vom 10 v.H. am rechten Kniegelenk bzw. am rechten Bein hÃ¤tten
rechtfertigen kÃ¶nnen, seien nicht festgestellt worden.

Diese Beurteilung durch den SachverstÃ¤ndigen Dr. T stehe in Ã�bereinstimmung
mit den allgemeinen medizinischen Erfahrungswerten, wie sie bei
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit (9. Aufl. 2017,
Kap. 8.10.7, S. 685), wiedergegeben seien. Danach seien im Allgemeinen
BewegungseinschrÃ¤nkungen eines Kniegelenks fÃ¼r die Streckung und Beugung
von 0/0/120Â° mit einer MdE von 10 v.H. zu bewerten. Entsprechende BewegungsÂ-
einschrÃ¤nkungen habe der SachverstÃ¤ndige Dr. T jedoch am rechten Kniegelenk
des KlÃ¤gers nicht feststellen kÃ¶nnen. Seine Bewertung der MdE wegen der Folgen
des Unfalls vom 13. April 2010 mit weniger als 10 v.H. halte die Kammer damit fÃ¼r
nachvollziehbar.

Ein chronisches Schmerzsyndrom im Bereich des rechten Kniegelenks aufgrund der
Folgen des Unfalls vom 13. April 2010 habe der SachverstÃ¤ndige Dr. T ebenfalls
nicht feststellen kÃ¶nnen. Zumal Dr. T auch als spezieller Schmerztherapeut tÃ¤tig
sei, erachte es die Kammer nicht fÃ¼r erforderlich, ein weiteres
schmerzmedizinisches Gutachten zur Frage des Vorliegens eines chronischen
Schmerzsyndroms einzuholen.

Zweifel an der Richtigkeit der Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. T, die der
KlÃ¤ger vorgebracht habe, halte die Kammer aufgrund der ergÃ¤nzenden
gutachterlichen Stellungnahme des SachverstÃ¤ndigen vom 04. MÃ¤rz 2019 fÃ¼r
entkrÃ¤ftet. Der SachverstÃ¤ndige habe hier noch einmal eingehend begrÃ¼ndet,
weshalb aus seiner Sicht beim KlÃ¤ger ein chronisches Schmerzsyndrom nicht
vorliege. Insbesondere nehme er hierzu Bezug auf die nur bedarfsweise erfolgende
Einnahme von Ibuprofen 400, eines eher nicht hochpotenten SchmerzprÃ¤parats.
Durch den KlÃ¤ger vorgebrachte Symptome der InstabilitÃ¤t am rechten Kniegelenk
habe der SachverstÃ¤ndige Dr. T fÃ¼r nicht nachvollziehbar gehalten, indem er auf
die fehlende Notwendigkeit der Benutzung von Hilfsmitteln bzw. einer Bandage
sowie auf nicht festzustellende relevante Umfangsdifferenzen im Vergleich beider
BeinumfÃ¤nge verwiesen habe, die aufgrund einer unterschiedlichen muskulÃ¤ren
Beanspruchung beider Beine indes zu erwarten gewesen wÃ¤ren. Auch diese
BegrÃ¼ndung des SachverstÃ¤ndigen halte die Kammer fÃ¼r schlÃ¼ssig.
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Die BerÃ¼cksichtigung des auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG bei der
FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die S eingeholten Gutachtens vom 15. August 2019
fÃ¼hre nicht zu einer abweichenden Sichtweise. Bei der Untersuchung des rechten
Kniegelenks des KlÃ¤gers durch die SachverstÃ¤ndige S habe sich inspektorisch
eine geringe extra-artikulare Schwellung mit einer Umfangsdifferenz von +1 cm
gezeigt. Seitengleich habe eine Atrophie des Musculus quadrizeps vorgelegen.
Palpatorisch sei eine Druckdolenz Ã¼ber dem Ligamentum patellae
(Kniescheibensehnenband) sowie medial- und lateralseitig mit Projektion auf den
Hoffaâ��schen FettkÃ¶rper provozierbar gewesen. Des Weiteren habe eine
Druckdolenz Ã¼ber der medialen und lateralen Patellafacette vorgelegen. Bei der
passiven BewegungsprÃ¼fung habe sich ein ausgeprÃ¤gtes retropatellares Reiben
gezeigt. Im Seitenvergleich habe eine geringe vertikale und horizontale
HypomobilitÃ¤t der rechten Kniescheibe vorgelegen. Das Anspannen der
Kniescheibe gegen manuellen Widerstand sei ohne Schmerzprovokation erfolgt,
insofern sei das Zeichen nach Zohlen rechts negativ gewesen. Eine wesentliche
BewegungseinschrÃ¤nkung des Kniegelenks habe nicht bestanden. Im
Seitenvergleich habe eine geringere AusprÃ¤gung der Hyperextension von 2Â° bei
eingeschrÃ¤nkter Beugung auf 130Â° vorgelegen. Passiv sei ein volles
BewegungsausmaÃ� erzielbar gewesen. Anhand der RÃ¶ntgenaufnahmen habe sich
im Seitenvergleich keine Fehlposition der rechten Kniescheibe gezeigt. Der
femoropatellare Gelenkspalt sei frei einsehbar gewesen. Nativradiologisch habe
keine Retropatellararthrose, etwa mit Osteophyten oder
KonturunregelmÃ¤Ã�igkeiten an Patella und Gleitlager nachgewiesen werden
kÃ¶nnen. Eine InstabilitÃ¤t der Patella im Gleitlager habe nicht bestanden.

Insgesamt habe die SachverstÃ¤ndige S am rechten Kniegelenk des KlÃ¤gers eine
endgradige EinschrÃ¤nkung der Beugung feststellen kÃ¶nnen. Die Beweglichkeit sei
mit Extension bzw. Flexion 0/0/130Â° erhoben worden. Auch die SachverstÃ¤ndige
S nehme Bezug auf die bereits oben wiedergegebenen AusfÃ¼hrungen bei
SchÃ¶nberger/ Mehrtens/Valentin und stufe die MdE des KlÃ¤gers in Einklang mit
den medizinischen Erfahrungswerten schlÃ¼ssig und nachvollziehbar mit weniger
als 10 v.H. ein.

Damit hÃ¤tten die beiden gerichtlich eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten,
denen sich die Kammer anschlieÃ�e, den Anspruch des KlÃ¤gers nicht begrÃ¼nden
kÃ¶nnen. Die Kammer weise jedoch darauf hin, dass das Gutachten der
SachverstÃ¤ndigen S jedenfalls zur Anerkennung einer weiteren Unfallfolge durch
die Beklagte, namentlich einer Chondromalazie IV. Grades, gefÃ¼hrt und damit zur
AufklÃ¤rung des Sachverhalts wesentlich beigetragen habe.

StÃ¼tze sich die Ã�berzeugung der Kammer bereits auf das Gutachten des
gerichtlich beauftragten SachverstÃ¤ndigen Dr. T vom 14. Januar 2019 in
Verbindung mit der ergÃ¤nzenden gutachterlichen Stellungnahme vom 04. MÃ¤rz
2019 sowie auf das Gutachten der SachverstÃ¤ndigen S vom 15. August 2019, so
komme es hier nicht mehr entscheidend darauf an, ob auf das im
Verwaltungsverfahren eingeholte Gutachten des UKB vom 07. Februar 2018 Â§
407a Zivilprozessordnung (ZPO) im Sozialverwaltungsverfahren Anwendung finde
und hieraus gegebenenfalls bei VerstoÃ� ein Verwertungsverbot im
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sozialgerichtlichen Verfahren folge, bzw. welche Untersuchungsbestandteile ein
Gutachter gegebenenfalls delegieren dÃ¼rfe. Die Kammer weise jedoch darauf hin,
dass nach den AusfÃ¼hrungen des Bundessozialgerichts (BSG) mit Urteil vom 07.
Mai 2019, Az. B 2 U 25/17 R (verÃ¶ffentlicht in juris), das von der Beklagten im
Verwaltungsverfahren eingeholte Gutachten jedenfalls dann gegen Â§ 200 Abs. 2
Halbsatz 1 SGB VII, der eine Gutachterbenennungspflicht und damit
korrespondierend ein Auswahlrecht des Versicherten normiere, verstoÃ�e, wenn es
â�� wovon hier in Anbetracht des von der Beklagten unwidersprochenen
KlÃ¤gervortrags auszugehen sei â�� zutreffe, dass der vom KlÃ¤ger ausgewÃ¤hlte
Gutachter Prof. Dr. E diesen anlÃ¤sslich der Begutachtung nicht einmal selbst
gesehen habe. Aus dem Auswahlrecht des Â§ 200 Abs. 2 Halbsatz 1 SGB VII folge
zwingend, dass im Verwaltungsverfahren die Kernaufgaben durch den benannten
Gutachter selbst zu erledigen seien, weil der Versicherte gerade diesen Gutachter
ausgewÃ¤hlt habe. Zu den Kernaufgaben der Gutachtenerstellung zÃ¤hle
zumindest die persÃ¶nliche Begegnung mit dem Probanden, in der sich der
Gutachter einen persÃ¶nlichen Eindruck des Probanden verschaffe und der
Begutachtende seine subjektiven Beschwerden selbst vorbringen kÃ¶nne. Dies
gelte aufgrund der Sonderregelung des Â§ 200 Absatz 2 Halbsatz 1 SGB VII im
Recht der Gesetzlichen Unfallversicherung auch bei orthopÃ¤dischen Gutachten
(vgl. BSG, a.a.O.).

Â 

Gegen das seinem BevollmÃ¤chtigten am 14. Januar 2020 zugestellte Urteil richtet
sich der KlÃ¤ger mit seiner am 01. Februar 2020 beim Landessozialgericht (LSG)
Berlin-Brandenburg eingelegten Berufung. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt er aus, es
bestehe neben dem Schmerzsyndrom eine InstabilitÃ¤t im rechten Kniegelenk, ein
deutliches Reiben retropatellar und eine Atrophie der Oberschenkelmuskulatur im
Sinne einer muskulÃ¤ren Insuffizienz. Daher kÃ¶nne bei der MdE-Bewertung nicht
allein auf die BewegungsausmaÃ�e abgestellt werden. Zudem sei im Hinblick auf
die BSG-Rechtsprechung die MdE auch wegen der VorschÃ¤digung im rechten OSG
aufgrund des Arbeitsunfalls vom 17. Dezember 2008 hÃ¶her zu bewerten. Es
bedÃ¼rfe einer schmerzmedizinischen Begutachtung zum Umfang des
Schmerzsyndroms.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 08. Januar 2020 zu Ã¤ndern sowie den
Bescheid der Beklagten vom 28. MÃ¤rz 2018 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 13. Juni 2018 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihren Bescheid vom 19. Dezember 2012 mit Wirkung vom 24.Â August
2017 zu Ã¤ndern und bei ihm als weitere Folgen des Arbeitsunfalls vom 13. April
2010 ein chronisches Schmerzsyndrom im Bereich des rechten Kniegelenks mit
Muskelatrophie im rechten Oberschenkel festzustellen und ihm ab dem 24. August
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2017 eine Verletztenteilrente nach einer MdE von mindestens 10 v.H. der Vollrente
zu gewÃ¤hren.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. 

Â 

Die Beklagte hat den Bescheid vom 25. Februar 2020, mit dem sie das
Teilanerkenntnis vom 08. Januar 2020 ausgefÃ¼hrt hat, zur Akte gereicht.

Â 

Der Senat hat die Verfahrensakte L 3 U 46/21 betreffend die Klagen des KlÃ¤gers
auf GewÃ¤hrung einer (hÃ¶heren) Verletztenteilrente wegen der Folgen der
ArbeitsunfÃ¤lle vomÂ Â  17. Dezember 2008 und 04. Februar 2011 beigezogen und
die dort nach Â§ 106 SGG bzw. Â§ 109 SGG eingeholten
SachverstÃ¤ndigengutachten des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die und Unfallchirurgie
Dr. L/der FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die S vom 23.Â MÃ¤rz 2022 sowie der
FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie Dr. H vom 27.Â September 2023 in Kopie zur
Gerichtsakte genommen. Zudem hat die Vorsitzende unter Bezugnahme auf die bei
diesen Begutachtungen erhobenen Befunde mit gerichtlichen Schreiben vom 26.
Oktober 2023 und 15. Dezember 2023 rechtliche Hinweise zu den Erfolgsaussichten
der Berufung erteilt und die Beteiligten zur beabsichtigten Entscheidung im
Beschlussverfahren nach Â§ 153 Abs. 4 SGG angehÃ¶rt. 

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug
genommen auf die SchriftsÃ¤tze der Beteiligten nebst Anlagen und den sonstigen
Inhalt der Gerichtsakte sowie denjenigen der Verwaltungsakte der Beklagten, die
bei der Entscheidungsfindung vorgelegen haben.

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde
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Â 

Â 

Der Senat konnte gemÃ¤Ã� Â§Â 153 Abs. 4 SGG nach AnhÃ¶rung der Beteiligten
mit gerichtlichem Schreiben vom 15. Dezember 2023 die Berufung des KlÃ¤gers
durch Beschluss zurÃ¼ckweisen, da die nach dem GeschÃ¤ftsverteilungsplan des
LSG zustÃ¤ndigen Berufsrichter die Berufung einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und
eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich hielten.

Â 

Die frist- und formgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist
zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage mit Urteil vom 08.Â Januar
2020 zu Recht abgewiesen. Der Bescheid der Beklagten vom 28. MÃ¤rz 2018 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13.Â Juni 2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig und
verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. In den VerhÃ¤ltnissen seit Erlass des
Bescheides vom 19.Â Dezember 2012 ist keine wesentliche Ã�nderung im Sinne
von Â§ 48 SGB X eingetreten. Weder ist ein chronisches Schmerzsyndrom als
SpÃ¤tfolge des Arbeitsunfalls vom 13. April 2010 feststellbar noch hat der KlÃ¤ger
einen Anspruch auf GewÃ¤hrung von Verletztenrente wegen einer
zwischenzeitlichen Verschlimmerung der anerkannten Unfallfolgen:

Â 

In der gesetzlichen Unfallversicherung haben Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit
infolge eines Versicherungsfalls Ã¼ber die 26. Woche nach dem Unfall hinaus um
mindestens 20 v. H. gemindert ist, nach Â§Â 56 Abs. 1 SatzÂ 1 SGB VII Anspruch auf
Rente. Diese wird bei Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit als Teilrente geleistet und in
HÃ¶he des Vomhundertsatzes der Vollrente festgesetzt, der dem Grad der MdE
entspricht (Â§Â 56 Abs. 3 SatzÂ 2 SGB VII). Ist die ErwerbsfÃ¤higkeit infolge
mehrerer VersicherungsfÃ¤lle gemindert und erreichen die VomhundertsÃ¤tze
zusammen wenigstens die Zahl 20, besteht fÃ¼r jeden, auch fÃ¼r einen frÃ¼heren
Versicherungsfall, Anspruch auf Rente. Die Folgen eines Versicherungsfalls sind nur
zu berÃ¼cksichtigen, wenn sie die ErwerbsfÃ¤higkeit um wenigstens 10 v.H.
mindern (Â§ 56 Abs. 1 SÃ¤tze 2 und 3 SGB VII).

Â 

Der KlÃ¤ger hat am 13. April 2010 einen Arbeitsunfall gem. Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 SGB
VII erlitten. Nach Â§Â 56 Abs.Â 2 S.Â 1 SGB VII richtet sich die MdE nach dem
Umfang der sich aus der BeeintrÃ¤chtigung des kÃ¶rperlichen und geistigen
LeistungsvermÃ¶gens ergebenden verminderten ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem
gesamten Gebiet des Erwerbslebens. Mithin hÃ¤ngt die Bemessung der MdE von
zwei Faktoren ab: Den verbliebenen BeeintrÃ¤chtigungen des kÃ¶rperlichen und
geistigen LeistungsvermÃ¶gens und dem Umfang der dadurch verschlossenen
ArbeitsmÃ¶glichkeiten. Entscheidend ist nicht der Gesundheitsschaden als solcher,
sondern vielmehr der Funktionsverlust unter medizinischen, juristischen, sozialen
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und wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Ã�rztliche MeinungsÃ¤uÃ�erungen
darÃ¼ber, inwieweit derartige BeeintrÃ¤chtigungen sich auf die ErwerbsfÃ¤higkeit
auswirken, haben keine verbindliche Wirkung, sie sind aber eine wichtige und
vielfach unentbehrliche Grundlage fÃ¼r die richterliche SchÃ¤tzung der MdE, vor
allem soweit sie sich darauf beziehen, in welchem Umfang die kÃ¶rperlichen und
geistigen FÃ¤higkeiten des Verletzten durch die Unfallfolgen beeintrÃ¤chtigt sind.
Erst aus der Anwendung medizinischer und sonstiger ErfahrungssÃ¤tze Ã¼ber die
Auswirkungen bestimmter kÃ¶rperlicher und seelischer BeeintrÃ¤chtigungen auf die
verbliebenen ArbeitsmÃ¶glichkeiten des Betroffenen auf dem Gesamtgebiet des
Erwerbslebens und unter BerÃ¼cksichtigung der gesamten UmstÃ¤nde des
Einzelfalles kann die HÃ¶he der MdE im jeweiligen Einzelfall geschÃ¤tzt werden.
Diese zumeist in jahrzehntelanger Entwicklung von der Rechtsprechung sowie dem
versicherungsrechtlichen und versicherungsmedizinischen Schrifttum
herausgearbeiteten ErfahrungssÃ¤tze sind bei der Beurteilung der MdE zu
beachten; sie sind zwar nicht fÃ¼r die Entscheidung im Einzelfall bindend, bilden
aber die Grundlage fÃ¼r eine gleiche, gerechte Bewertung der MdE in zahlreichen
ParallelfÃ¤llen der tÃ¤glichen Praxis und unterliegen einem stÃ¤ndigen Wandel
(BSG, Urteile vom 22.Â Juni 2004 â�� B 2 U 14/03 R -, Rn. 12, und 20. Dezember
2016 â�� B 2 U 11/15 R -, Rn. 18 ff., m. w. N., jeweils in juris).

Â 

In die Bewertung der MdE kÃ¶nnen indes nur diejenigen gesundheitlichen
BeeintrÃ¤chtigungen einflieÃ�en, die rechtlich wesentlich auf das Unfallgeschehen
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen. Nur solche gesundheitlichen
BeeintrÃ¤chtigungen sind auch feststellungsfÃ¤hig im Sinne des
Feststellungsantrags des KlÃ¤gers. FÃ¼r die wertende Entscheidung Ã¼ber die
Wesentlichkeit einer Ursache ist allein relevant, ob der Unfall wesentlich war. Ob
eine konkurrierende Ursache es war, ist unerheblich. â��Wesentlichâ�� ist nicht
gleichzusetzen mit â��gleichwertigâ�� oder â��annÃ¤hernd gleichwertigâ��. Auch
eine nicht annÃ¤hernd gleichwertige, sondern rechnerisch verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig
niedriger zu bewertende Ursache kann fÃ¼r den Erfolg rechtlich wesentlich sein,
solange die andere(n) Ursache(n) keine Ã¼berragende Bedeutung hat (haben); Ist
jedoch eine Ursache oder sind mehrere Ursachen gemeinsam gegenÃ¼ber einer
anderen von Ã¼berragender Bedeutung, so ist oder sind nur die erstgenannte(n)
Ursache(n) â��wesentlichâ�� und damit Ursache(n) im Sinne des Sozialrechts. Die
andere Ursache, die zwar naturwissenschaftlich ursÃ¤chlich ist, aber (im zweiten
PrÃ¼fungsschritt) nicht als â��wesentlichâ�� anzusehen ist und damit als Ursache
nach der Theorie der wesentlichen Bedingung und im Sinne des Sozialrechts
ausscheidet, kann in bestimmten Fallgestaltungen als â��Gelegenheitsursacheâ��
oder AuslÃ¶ser bezeichnet werden. FÃ¼r den Fall, dass die kausale Bedeutung
einer Ã¤uÃ�eren Einwirkung mit derjenigen einer bereits vorhandenen krankhaften
Anlage zu vergleichen und abzuwÃ¤gen ist, ist darauf abzustellen, ob die
Krankheitsanlage so stark oder so leicht ansprechbar war, dass die
â��AuslÃ¶sungâ�� akuter Erscheinungen aus ihr nicht besonderer, in ihrer Art
unersetzlich, eher Ã¤uÃ�erer Einwirkungen bedurfte, sondern dass jedes andere
alltÃ¤glich vorkommende Ereignis zu derselben Zeit die Erscheinung ausgelÃ¶st
hÃ¤tte (BSG, Urteile vom 12. April 2005 â�� B 2 U 27/04 R â�� und 29. November
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2011 â�� B 2 U 10/11 R-, jeweils in juris).

Es genÃ¼gt nicht, wenn der Ursachenzusammenhang nicht auszuschlieÃ�en oder
nur mÃ¶glich ist. Dabei ist zu beachten, dass der Ursachenzusammenhang
zwischen dem Unfall und den Folgen als anspruchsbegrÃ¼ndende Voraussetzung
positiv festgestellt werden muss. Denn es gibt im Bereich des Arbeitsunfalls keine
Beweisregel, dass bei fehlender Alternativursache die versicherte
naturwissenschaftliche Ursache automatisch auch eine wesentliche Ursache ist, weil
dies bei komplexem Krankheitsgeschehen zu einer Beweislastumkehr fÃ¼hren
wÃ¼rde. Es reicht daher zur BegrÃ¼ndung des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs
nicht aus, gegen diesen Zusammenhang sprechende UmstÃ¤nde auszuschlieÃ�en
(BSG, Urteile vom 31. Januar 2012 â�� B 2 U2/11 R -,Â  02. April 2009 â�� B 2 U
29/07 R â�� und vom 09. Mai 2006 â�� B 2 U 1/05 R -, jeweils in juris).

Â 

Dies zugrunde gelegt, steht nicht zur Ã�berzeugung des Senats gemÃ¤Ã� Â§Â 128
Abs.Â 1 SatzÂ 1 SGG fest, dass bei dem KlÃ¤ger durch den anerkannten
Arbeitsunfall verursachte GesundheitsfolgeschÃ¤den, u.a. in Form eines
chronischen Schmerzsyndroms, am rechten Kniegelenk vorliegen, die eine MdE von
mindestens 10 v.Â H. bedingen. 

Â 

Dies ergibt sich auch zur Ã�berzeugung des Senats schon aus den bei denÂ 
erstinstanzlichen Begutachtungen durch den Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die und
Unfallchirurgie Dr. T (Gutachten vom 14.Â Januar 2019 nebst ergÃ¤nzender
Stellungnahme vomÂ Â  04.Â MÃ¤rz 2019) und die FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die S
(Gutachten vom 15.Â August 2019) erhobenen Befunden, die weder die Diagnose
eines chronischen Schmerzsyndroms noch das Vorliegen von eine MdE von
mindestens 10 v.H. rechtfertigenden FunktionseinschrÃ¤nkungen des rechten
Kniegelenkes zu begrÃ¼nden vermÃ¶gen. Der Senat weist daher die Berufung aus
den zutreffenden EntscheidungsgrÃ¼nden des Urteils des SG Berlin vom 08. Januar
2020 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und sieht gemÃ¤Ã� Â§Â 153 Abs. 2 SGG von einer
weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

Â 

Das Vorbringen des KlÃ¤gers im Berufungsverfahren wie auch die Erkenntnisse aus
den beigezogenen, im Verfahren L 3 U 46/21 nach Â§ 106 SGG bzw. Â§ 109 SGG
eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten des Facharztes fÃ¼r OrthopÃ¤die und
Unfallchirurgie Dr. L/der FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die S vom 23.Â MÃ¤rz 2022
sowie der FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie Dr. H vom 27.Â September 2023, die der
Senat im Wege des Urkundenbeweises verwerten konnte, fÃ¼hren zu keiner
anderen Beurteilung.

Â 
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So haben die SachverstÃ¤ndigen Dr. L/Frau S bei ihrer Untersuchung des KlÃ¤gers
am 23. MÃ¤rz 2022 ein flÃ¼ssiges raumgreifendes Gangbild ohne Schonhinken
sowie eine Beweglichkeit des rechten Kniegelenkes von 2/0/130Â° aktiv bzw.
2/0/140Â° passiv fÃ¼r Streckung/Beugung festgestellt. Wie bereits 2019 war
palpatorisch nur ein Druckschmerz Ã¼ber dem medialen Femurkondylus und dem
Ligamentum patallae provozierbar. Es fanden sich keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine
BandinstabilitÃ¤t oder ein Reizknie. Das Zohlen-Zeichen war negativ. Die maximale
Umfangsdifferenz des rechten Oberschenkels betrug -1,5 cm. Damit fanden sich im
Wesentlichen unverÃ¤nderte Befunde im Vergleich zur Untersuchung von Frau S im
Sommer 2019. Die SachverstÃ¤ndige Dr. H hat bei der Untersuchung des KlÃ¤gers
am 13.Â September 2023 ein flÃ¼ssiges, hinkfreies Gangbild und eine freie
Beweglichkeit des rechten Kniegelenkes festgestellt. Alle groÃ�en Gelenke
einschlieÃ�lich der Kniegelenke zeigten sich frei und nicht schmerzhaft passiv
beweglich. Bei der Untersuchung hatte der KlÃ¤ger als Beschwerden betreffend das
rechte Knie lediglich ein Knacken und Knistern sowie gelegentliche
Missempfindungen unterhalb der Kniescheib angegeben, jedoch keine
Schwellungen (wie z. Bsp. fÃ¼r das rechte OSG und das linke Knie). Wegen seiner
diversen Gelenkbeschwerden nehme er ca. ein- bis zweimal pro Woche Ibuprofen
600 ein und bekomme einmal im halben Jahr Physiotherapie verordnet. Die
SachverstÃ¤ndige Dr. H hat in ihrem Gutachten nachvollziehbar und den Senat
Ã¼berzeugend dargelegt, dass sich nach ihrer Untersuchung keine Anhaltspunkte
fÃ¼r eine neurologische bzw. psychische Erkrankung oder eine eigenstÃ¤ndige
Schmerzkrankheit ergÃ¤ben. 

Â 

Wie bereits das SG im angefochtenen Urteil vom 08. Januar 2020 zutreffend
ausgefÃ¼hrt hat, fehlen hinreichende Anhaltspunkte fÃ¼r ein die MdE-erhÃ¶hendes
chronisches Schmerzsyndrom. Auch nach dem gerade zur Frage chronischer
Schmerzen bzw. Bestehen einer Schmerzkrankheit im Verfahren L 3 U 46/21 auf
Antrag des KlÃ¤gers eingeholten Gutachten der FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie Dr. H
ist nicht von einer MdE-relevanten Schmerzbelastung des KlÃ¤gers auszugehen.
Weder dieÂ  Beschwerdeschilderungen des KlÃ¤gers bei den Begutachtungen noch
die objektivierbaren FunktionseinschrÃ¤nkungen lassen auf ein solches
Schmerzsyndrom schlieÃ�en. Zudem erfolgt keine gezielt schmerztherapeutische
Behandlung des rechten Kniegelenkes. Der KlÃ¤ger gab wiederholt an, nur
gelegentlichÂ  Ibuprofen, ein niedrigpotentes Schmerzmittel, zu nehmen. Eine
regelmÃ¤Ã�ige, engmaschige Physiotherapie allein fÃ¼r das rechte Kniegelenk
wurde und wird nicht in Anspruch genommen.

Â 

Die auch von der SachverstÃ¤ndigen S im Gutachten vom 15.Â August 2019 unter
BerÃ¼cksichtigung der von ihr festgestellten geringen Muskelatrophie des rechten
Oberschenkels vorgenommene EinschÃ¤tzung der MdE mit unter 10 v.H. begegnet
im Hinblick auf das unverÃ¤nderte Funktionsniveau des rechten Kniegelenkes
keinen Bedenken. 
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Â 

FÃ¼r die Bewertung der MdE kommt es weder entscheidend auf das bloÃ�e
Vorliegen von Diagnosen noch auf bildgebende Befunde an, im Vordergrund stehen
vielmehr die objektivierbaren Funktionsdefizite. In der unfallmedizinischen Literatur
wird fÃ¼r die BewegungseinschrÃ¤nkung eines Kniegelenkes bei
Streckung/Beugung = 0/0/90Â° eine MdE von 10 v.H. (vgl. Schiltenwolf/Hollo,
Begutachtung der Haltungs- und Bewegungsorgane, 7. Auflage 2021, S. 810, 812)
bzw. eine MdE von 15 v.H. (vgl. SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und
Berufskrankheit, 9. Aufl. 2017, Kap. 8.10.07, S. 685;
Ludolph/Lehmann/SchÃ¼rmann, Kursbuch der Ã¤rztlichen Begutachtung, Stand Juni
2011, III. â�� 1.12, S. 17; Thomann/SchrÃ¶ter/Grosser, OrthopÃ¤disch-
unfallchirurgische Begutachtung, 3. Auflage 2020, S. 557,
Mehrhoff/Ekkernkamp/Wich, Unfallbegutachtung, 14. Auflage 2019, S. 202)
angesetzt. Zum Teil wird schon bei einer BewegungseinschrÃ¤nkung des
Kniegelenkes bei Streckung/Beugung auf 0/0/120Â° eine MdE von 10 v.H. angesetzt
(vgl. SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, a.a.O.; Mehrhoff/Ekkernkamp/Wich, a.a.O.;
Thomann/SchrÃ¶ter/Grosser, a. a. O.). Des Weiteren wird eine MdE von 20 v.H. erst
bei einer BewegungseinschrÃ¤nkung eines Kniegelenkes bei Streckung/ Beugung =
0/0/80Â° fÃ¼r gerechtfertigt erachtet (vgl. Ludolph/Lehmann/SchÃ¼rmann,
Kursbuch der Ã¤rztlichen Begutachtung, a.a.O.). FÃ¼r eine Lockerung des
Kniebandapparates (leichtes Wackelknie) wird, soweit sie muskulÃ¤r kompensierbar
ist, eine MdE von 10 v. H. und, soweit sie nicht kompensierbar ist, eine MdE von 20
v.H. angenommen (vgl. SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, a.a.O., S. 686;
Schiltenwolf/Hollo, a.a.O.; Mehrhoff/Ekkernkamp/Wich, a.a.O.;
Thomann/SchrÃ¶ter/Grosser, a.a.O.). Eine geringfÃ¼gige Kniebandlockerung mit
einer Aufklappbarkeit am Seitenband und/oder einer Schublade von jeweils weniger
als 3 mm begrÃ¼ndet noch keine messbare MdE (vgl.
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, a.a.O., S. 686). Bei einer rezidivierenden Synovitis
(Reizknie) wird eine MdE von 10 bis 20 v. H. angesetzt (vgl.
Ludolph/Lehmann/SchÃ¼rmann, a.a.O.; Mehrhoff/Ekkernkamp/Wich, a.a.O.). Zudem
sind in den vorgenannten Richtwerten bereits die Ã¼blicherweise mit den
bleibenden VerÃ¤nderungen verbundenen Schmerzen eingeschlossen (vgl.
SchÃ¶nberger/ Mehrtens/ Valentin, a.a.O., Kap. 5.7.5, S. 244). Ausgehend von
diesen Werten ist bei einer aktiven Beweglichkeit des rechten Kniegelenkes von
2/0/130Â° ohne Zeichen der Lockerung des Bandapparates, einer InstabilitÃ¤t des
Knies oder eines chronischen Reizknies eine MdE von 10 v. H. noch nicht
gerechtfertigt.

Â 

Soweit der KlÃ¤ger die Auffassung vertritt, bei der MdE-Bewertung seien auch die
weiteren, arbeitsunfallbedingten SchÃ¤digungen der Funktionseinheit rechtes Bein
â�� konkret am rechten OSG â�� MdE-erhÃ¶hend einzustellen, vermag dieser
Aspekt nicht zu greifen. So stellt das BSG in dem von KlÃ¤ger zitierten Urteil vom
05.Â September 2009 â�� B 2 U 25/05 R â�� (juris) wie auch die Literatur (vgl.
Kranig in: Hauck/Noftz, SGB VII, 4. ErgÃ¤nzungslieferung 2023, Â§ 56 SGB VII, Rn.
42, 43; Scholz in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VII, 3. Aufl. 2022, Â§ 56, Rn. 51, 52)
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allein auf das Vorliegen eines Vorschadens ab, und auch nur dann, wenn dieser in
relevanter Wechselwirkung zu den Folgen des Versicherungsfalls steht. Ein
unfallfremder Nachschaden ist dagegen nie zu berÃ¼cksichtigen. Da hier nach den
Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen im Gutachten der SachverstÃ¤ndigen Dr.Â L/Frau
S vom 23.Â MÃ¤rz 2022 die Folgen des Distorsionstraumas des rechten OSG vom
17.Â Dezember 2008 nach sechs Wochen ausgeheilt und keine strukturellen
VerÃ¤nderungen verblieben waren, gibt es keinen berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen
Vorschaden am rechten Bein. Das erneute Distorsionstrauma des rechten
Sprunggelenks am 04. Februar 2011 ist als Nachschaden unbeachtlich fÃ¼r die
Beurteilung der MdE wegen der Folgen des Unfalls vom 13. April 2010.

Â 

Im Hinblick auf die erstinstanzlich eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten sowie
die aus dem vom KlÃ¤ger zum Aktenzeichen L 3 U 46/21 gefÃ¼hrten
Berufungsverfahren beigezogenen aktuelleren Gutachten, insbesondere auch zur
Frage eines chronischen Schmerzsyndroms, bestand fÃ¼r den Senat kein Anlass zu
weiteren Ermittlungen von Amts wegen, worauf der KlÃ¤ger zuletzt mit
gerichtlichem Schreiben vom 15. Dezember 2023 hingewiesen worden ist.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG und trÃ¤gt dem Ausgang des
Berufungsverfahrens Rechnung.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne von Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen
nicht vor.

Â 

Erstellt am: 20.03.2024

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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